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Interview

sondern durch die giftigen Rauch-
gase. Priorität hat daher die frühe
Anzeige eines Brandes zum Bei-
spiel durch einen Rauchmelder
und die sofortige Entrauchung
eines Gebäudes durch Rauch- und
Wärmeabzugsanlagen. Rauchmel-
der gehören nach Überzeugung
des Ministeriums in jede Woh-
nung. Der Gesetzgeber kann laut
Ministerium den Einbau aber nur
dann verlangen, wenn er auch jeder-
zeit überprüfen könne, ob die Geräte
funktionstüchtig sind. Der staatliche
Aufwand für jede Privatwohnung
wäre zu hoch. Statt dessen appel-

liert das Ministerium  an die Eigen-
initiative und das Verantwortungs-
bewusstsein der Menschen. Rauch-
abzüge sind dagegen durch die
Landesbauordung für Treppenräu-
me in Gebäuden mit mehr als fünf
Geschossen bereits gesetzlich
vorgeschrieben. ■

Dr. Michael Vesper:

Zur Sache

Die Zahlen verlieren nicht an
Schrecken: Mehr als 800 Menschen
sterben pro Jahr in Deutschland an
den Folgen eines Brandes. Über
5.000 werden verletzt; die Sach-
schäden gehen in die Millarden. An-
lass für das NRW-Ministerium für
Städtebau und Wohnen, Kultur und
Sport, 1998 die Kampagne „Rauch-
melder retten Leben“ zu starten.

Bewusstsein schaffen

Mit finanzieller Unterstützung von
Sponsoren wird seitdem bundes-
weit mit 9.000 Großplakaten, Falt-
blättern, mobilen Messewänden
und einem Video die Aufmerksam-
keit auf das Thema „Brandschutz“
gelenkt. Kaum ein öffentlicher Platz,
an dem den Passanten nicht das
öffentlichkeitswirksame Plakat be-
gegnet, auf dem der Slogan und ein
schlafendes Kind abgebildet sind.
Gemeinsam mit dem Ministerium
informieren Feuerwehren, Verbän-
de, Unternehmen, Kinderschutz-
bund sowie Mieter-, Haus- und
Grundeigentümervereine in Veran-
staltungen und Aktionen über
Rauchmelder. 

Sekunden zählen

Viele Menschen unterschätzen
die Schnelligkeit, mit der sich im
Brandfall der Rauch ausbreitet. Die
entscheidende Phase liegt in den
ersten drei bis fünf Minuten nach
der Brandentstehung. Tödlicher
Rauch entwickelt sich in enormen
Mengen in sehr kurzer Zeit. Zwei
Drittel der Opfer, so schätzt man,
sterben nicht durch die Flammen,

?
Wie bewerten Sie nach

knapp zwei Jahren den

Erfolg der Kampagne?

!
Seit Beginn der Kampagne hat
sich der Preis für Rauchmelder

etwa halbiert. Ich sehe da einen
direkten Zusammenhang zur Akti-
on „Rauchmelder retten Leben“.
Durch viele Kooperationspartner –
ich nenne stellvertretend Bau-
märkte, Fachgeschäfte, Feuer-
wehren – hat das Thema innerhalb
kurzer Zeit eine ungeheure Ver-
breitung erfahren und eine enor-
me Nachfrage bei den Verbrau-
chern bewirkt. Das hat die Preise
günstig beeinflußt. Übrigens wird
unser Informationsmaterial immer
noch laufend angefragt.

?
Die Kampagne bezieht sich

auf Privatwohnungen. Wel-

chen Handlungsbedarf sieht Ihr

Ministerium bei öffentlichen

Gebäuden?

!
Bei Sonderbauten wie Thea-
tern, Kinos, Krankenhäusern

und Verkaufsstätten, sind Rauch-
melder als Frühwarnsystem ein
wichtiger Baustein im Brand-
schutzkonzept. Die Anlagen sind
von hoher Qualität. Sie müssen
von Fachleuten installiert und vor
Inbetriebnahme von staatlich aner-
kannten Sachverständigen geprüft
werden. Alle drei Jahre werden
sie von Fachleuten auf ihre Wirk-
samkeit und Betriebssicherheit
kontrolliert.

?
In den USA, Großbritannien

und den skandinavischen

Ländern sind Rauchmelder

gesetzlich vorgeschrieben.

Warum ist dies hierzulande

schwierig?

!
In einigen Ländern sind in der
Tat Rauchmelder für Wohnun-

gen vorgeschrieben. Diese Län-
der haben jedoch ein anderes
System des Brandschutzes als die
Bundesrepublik. Brandschutzan-
forderungen werden dort nicht
allein durch den Staat, sondern
auch durch die Schadensversiche-
rer durchgesetzt. Statistiken über
die Funktion der Rauchmelder im
Brandfall sind in diesen Ländern
allerdings nicht bekannt. 
Grundsätzlich werden Rauchmel-
deanlagen oder Brandmeldeanla-
gen nur in bestimmten baulichen
Anlagen vorgeschrieben, dazu
gehören Versammlungsstätten,
Verkaufsstätten, Hochhäuser und
Krankenhäuser. Diese werden
durch Behörden oder Sachver-
ständige regelmäßig kontrolliert. 
Rauchmeldeanlagen in privaten
Wohnungen sind durch die Bau-
aufsicht nicht kontrollierbar, ins-
besondere dann nicht, wenn sie
batteriebetrieben sind.

?
Welche Bedeutung misst ihr

Ministerium generell dem

Brandschutz bei?

!
Eine sehr hohe. Die Landes-
bauordnung regelt in erster

Linie den baulichen Brandschutz
für Wohngebäude und für Gebäu-
de, die Wohngebäuden in ihrer
Nutzung ähnlich sind. Für Sonder-
bauten gibt es eigene Brand-
schutzvorschriften, welche die
besondere Art und Nutzung die-
ser Gebäude berücksichtigen. Mit
der Änderung der Landesbauord-
nung im Jahr 2000 werden die
Bauherren von Sonderbauten ver-
pflichtet, für diese baulichen Anla-
gen ein besonderes Brandschutz-
konzept zu erarbeiten und dem
Antrag auf Baugenehmigung bei-
zufügen.

Mitarbeiter meines Hauses sind in
nationalen und internationalen
Gremien vertreten, die sich mit
dem Thema Brandschutz befas-
sen.

?
Von Experten wird der

große Ermessensspielraum

bei der praktischen Handha-

bung der baulichen Brand-

schutzplanung beklagt. Zu

Recht?

!
Klagen über einen zu großen
Ermessensspielraum bei der

praktischen Handhabung der bau-
lichen Brandschutzplanung sind
mir nicht bekannt. Die Brand-
schutzregelungen sind in der
Regel sehr klar gegliedert und
sehr streng gefasst. Wer von die-
sen Regelungen abweichen will,
muss nachweisen, dass er durch
andere – ausgleichende – Maß-
nahmen das Grundziel des bauli-
chen Brandschutzes erreicht. Die-
sen Nachweis führt er bei
Sonderbauten mit dem von mir
zuvor bereits erwähnten Brand-
schutzkonzept.

?
Rauchmelder sind sicherlich

sinnvoll. Doch muss nicht im

Sinne eines Gesamtkonzeptes

auch die Entrauchung eines

Gebäudes durch Abzugsanla-

gen sichergestellt werden?

!
Sofern Rettungswege in Son-
derbauten durch Rauch gefähr-

det werden können, werden wirk-
same Entrauchungsanlagen
vorgeschrieben. Solche Anlagen
sind z.B. erforderlich in über-
großen Industriebauten, in Ver-
sammlungsstätten, aber auch in
überhohen Atriumbauten, in
denen Rettungswege den Atrien
zugekehrt sind. Auf solche Entrau-
chungsanlagen kann dann verzich-
tet werden, wenn durch Sprinkler-
anlagen eine frühe Detektierung
eines Feuers erfolgt und eine
Frühbekämpfung des Brandes

Gesetzliche  Regelungen bleiben
Seit knapp zwei Jahren läuft die Kampagne

„Rauchmelder retten Leben“ bereits. Das

Thema ist nach wie vor brandaktuell. Wir

sprachen mit Dr. Michael Vesper, nord-

rhein-westfälischer Minister für Städtebau

und Wohnen, Kultur und Sport, über eine

Zwischenbilanz.

Dr. Michael Vesper,

Minister für Städte-

bau, Wohnen, Kultur

und Sport des Landes

Nordrhein-Westfalen

Die Folgen eines Feu-

ers sind verheerend.

So kann ein Brand

Existenzen vernichten.

Kampagne „Rauchmelder retten Leben“

gewährleistet ist. Der Verzicht auf
Entrauchungsanlagen geht aller-
dings einher mit zusätzlichen
Anforderungen an die Länge der
Rettungswege, an Evakuierungs-
maßnahmen, an den Ausbau der
notwendigen Treppenräume und
der unmittelbaren Ausgängen ins
Freie. Das von Ihnen angespro-
chene Gesamtkonzept des Brand-
schutzes für ein Gebäude wird auf
diese Weise gewährleistet. 

?
Die Verkaufsstätten-Verord-

nung schreibt den Einbau

einer Rauch- und Wärmeab-

zugsanlage nicht vor. Halten Sie

dies nicht für ein Versäumnis?

!
Das stimmt nicht. § 14 Abs. 1
der Verkaufsstättenverordnung

fordert, dass in Verkaufsstätten
ohne Sprinkleranlagen Rauchab-
zugsanlagen vorhanden sein müs-
sen. Die neue Verkaufsstättenver-
ordnung bedeutet in dieser
Hinsicht eine Verschärfung
gegenüber dem bisherigen Recht,
das Rauchabzugsanlagen nicht
generell verlangte. Allerdings sol-
len Rauchabzugsanlagen in Ver-
kaufsräumen in erster Linie den
gezielten Einsatz der Feuerweh-
ren ermöglichen. Der Personen-
schutz ergibt sich aus den Anfor-
derungen an das
System der Rettungs-
wege, durch die gefor-
derten Brandmelde- und
Alarmierungseinrichtun-
gen und durch die For-
derung nach Selbsthilfe-
kräften sowie einer
Brandschutzordnung für
die Verkaufsstätten.  ■

Ihre Meinung
Zur Erinnerung: Nach der
Muster-Verkaufsstättenverord-
nung kann in Verkaufsräumen
mit Sprinkleranlage auf eine
Rauchabführung verzichtet
werden. Während der FVLR die
Verordnung als „unzulänglich“
kritisiert, hält Minister Dr. Mich-
ael Vesper die gesetzliche
Regelung für ausreichend. Was
meinen Sie, liebe Leserinnen
und Leser? Schreiben Sie dem
FVLR Ihre Meinung.

Appell an die 
Eigeninitiative
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Das Gedränge ist groß. Unzählige
Menschen flanieren Tag für Tag
über die Einkaufsmeilen deut-
scher Städte. Kaum einer macht
sich Gedanken darüber, dass ver-
stopfte Fluchtwege den Einkaufs-
bummel in manch einer Verkaufs-
stätte zum tödlichen Risiko
machen können. Dabei ist das
Ergebnis eines Tests der Verbrau-
cherzentrale NRW in sechs Städ-
ten Besorgnis erregend: zugestell-
te Notausgänge, verstopfte
Fluchtwege und unzureichende
Ausschilderung!
In 37 von 50 untersuchten Kauf-
häusern, Bau- und Möbelmärkten,
in Buchhandlungen und Spiel-
zeuggeschäften entdeckten die
Tester krasse Sicherheitsmängel.
In einem Fall war die Fluchttür
sogar mit einem Eisengitter ver-

Das den Brandschutz betreffende
Vorschriftenwerk hat sich von
diesen gesellschaftspolitischen
Rahmenbedingungen weitestge-
hend unbeeindruckt gezeigt: Im
Laufe der Jahre wurde das Regel-
werk stetig perfektioniert und
verdichtet. 

Dabei war der Beginn unserer
Republik keineswegs die Stunde
Null für den Brandschutz. Die
Brandschützer konnten auf eine
solide Basis aufbauen und das
einschlägige Regel- und Geset-
zeswerk zu einem umfangrei-
chen Vorschriftennetzwerk aus-
bauen. Dazu wurden die
entsprechenden Gremien
bemüht und etliche Stunden
Sachverständigenarbeit geleistet.
Das Ergebnis war und ist ein sehr
hohes Sicherheitsniveau, auf
dessen segensreiche Wirkung
die zahlreichen  Brandschutzakti-
ven zu recht stolz sein können.
Ihr Werk hat unzählige Men-
schenleben gerettet, Milliarden
von Sachwerten erhalten und die
Umwelt in einem unabschätzba-
ren Maße geschont. Da dies aller-
dings nicht empirisch belegbar

ist, besteht weiterhin ein
realer Ansatz für Kritik,
die für ein gesundes und
sich selbst immer wieder
erneuerndes Regelwerk
notwendig ist. Auch
erscheint es geboten,
dass sich der Einfluss
des Staates auf das
Notwendige
beschränkt und der
Bürger freier in der
Gestaltung seiner 
Umwelt agieren kann. 

Die Öffnungsphase, in der wir
uns gerade befinden, wird den
politischen Erosionsprozess
unseres Vorschriftenbollwerks im
vorbeugenden Brandschutz ganz
wesentlich beschleunigen.
Zwar werden einige Kon-
servative diesen Prozess
beklagen, doch wird dies
nur wenig Erfolg haben.
Es ist vielmehr damit zu
rechnen, dass bestehen-
de Bestimmungen relati-
viert oder sogar obsolet
werden. Neue und intelli-

gente Lösungen im Brandschutz
werden mehr denn je die Verant-
wortlichkeit für das fertige Design
eines Brandschutzkonzepts erfor-
dern. Das stärkt den Qualitätsge-
danken und führt letztlich zu
einem noch höheren Niveau. ■

Aktuelles

Vorsicht Falle

Jahre später
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Am 22. Mai 1950 trafen sich in
Stuttgart rund 220 Fachleute und
gründeten die „Vereinigung zur
Förderung des Deutschen
Brandschutzes“ (vfdb). Fünfzig
Jahre später feierte der vfdb im
Rahmen der alljährlichen Fach-
tagung vom 8. bis 12. Oktober
in Stuttgart sein Jubiläum. 
Neben dem Rückblick auf die
erfolgreiche Geschichte der
Vereinigung standen The-
men wie „Gefährliche Stof-

fe im Feuerwehreinsatz“, „Brän-
de in unterirdischen Verkehrsanla-
gen“ und „Risikobewertung und
Statistik” sowie Verordnungen,
Normen und Forschungsergebnis-
se auf dem Tagungsprogramm.
Der FVLR informierte im Rahmen
einer Ausstellung über seine Auf-
gaben, Projekte und Ziele. Lesen
Sie in der nächsten Ausgabe von
„BrandAktuell“ einen ausführli-
chen Bericht über Inhalte und
Ergebnisse der Tagung. ■

Impressum

Verbraucherzentrale testete Fluchtwege

barrikadiert. In einem anderen war
der Fluchtweg durch fest instal-
lierte Warenständer verstellt.
„Geschlampt und geschludert
wird vielerorts in Nordrhein-West-
falen“, heißt es bei der Verbrau-
cherzentrale. 
„Dabei muss jeder Fluchtweg,
der als Notausgang ausgewiesen
wird, auch freigehalten werden“,
so Frank Potthof von der Berufs-
feuerwehr Köln. Kontrolliert wird
regelmäßig, beispielsweise alle
zwei Jahre 21 Kaufhäuser und
Fachmärkte in Aachen und Köln.
Der Haken: Die Kontrolleure der
Bauordnungsämter melden sich an. 
Vorbeugende Maßnahmen allein
reichen offensichtlich nicht aus.
Bestätigt wird damit wieder ein-
mal die Forderung des FVLR nach
wirksamen Vorkehrungen wie

Rauch- und Wärmeabzugsanlagen
in Verbindung mit Rauchmeldern.
Die Verkaufsstätten-Verordnung
dagegen fährt die Standards leider
zurück und verzichtet in einigen
Fällen auf eine Rauchabführung.
Ein Versäumnis, das – wie die
Tests der Verbraucherzentrale zei-
gen – tödlich enden kann. Im
Brandfall macht der tödliche
Rauch nicht vor Eisengittern und
Warenständern halt. Die Flucht
der Menschen wird aber dadurch
verhindert. ■

Jubiläumsfachtagung des vfdb

Die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland ist von Phasen

des Aufbaus, der Konsolidierung, der Erweiterung und der Öffnung

geprägt.
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